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Medieninformation 
 

Kooperativ, flexibel, digital – Braucht das Betriebsverfassungsgesetz 

ein Update? 
 

Abteilung Arbeitsrecht - aus den Diskussionen am Mittwoch 

 

Grundlage der Diskussionen waren das Gutachten von Frau Prof. Dr. 

Claudia Schubert (Hamburg) sowie die Referate von Frau Prof. Dr. 

Elisabeth Brameshuber (Wien) Rechtsanwältin Prof. Dr. Barbara 

Reinhard (Frankfurt am Main) und Herrn Prof. Dr. Jens M. Schubert 

(Cottbus). 

 

Erfurt, den 16.09.2026 – Am ersten Tag der Diskussionen stehen 

insbesondere die grundsätzliche Bedeutung des 

Betriebsverfassungsrechts innerhalb der deutschen Rechtsordnung 

sowie unterschiedliche Einschätzungen zum bestehenden 

Reformbedarf im Mittelpunkt. Dabei werden sowohl 

gewerkschaftsnahe als auch unternehmensnahe Positionen deutlich. 

Einigkeit besteht darin, dass das Betriebsverfassungsrecht in 

verschiedenen Bereichen weiterentwickelt werden sollte. 

 

Isaf Gün von der IG Metall berichtet aus ihrer Beratungspraxis von 

engagierten Beschäftigten, aber auch von Fällen, in denen Arbeitgeber 

Betriebsratsgründungen behinderten. Sie betont „Demokratie 

verteidigt sich nicht nur in den Parlamenten, sondern auch dort, wo 

Menschen jeden Tag miteinander arbeiten.“ Initiatorinnen und 

Initiatoren würden teilweise eingeschüchtert, abgemahnt oder mit 

Kündigungen konfrontiert. Den Kündigungsschutz im Vorfeld einer 

Betriebsratswahl bezeichnet sie als „wie einen Schweizer Käse“ 

durchlöchert. Sie plädiert daher für einen weitergehenden Schutz 
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früher Initiatorinnen und Initiatoren sowie für eine ausdrückliche 

Neutralitätspflicht des Arbeitgebers. Eine freie Wahl setze voraus, dass 

Beschäftigte ihre Entscheidung ohne Druck treffen könnten. 

Onlinewahlen kämen aus ihrer Sicht nur als Ergänzung zur analogen 

Wahl und unter Einhaltung entsprechender Sicherheitsanforderungen 

in Betracht. 

 

Auch eine Vertreterin der GEW Berlin kritisiert, dass 

Betriebsratsgründungen nur selten konfliktfrei und ohne 

Einschüchterungen durch die Arbeitgeberseite verliefen. Darüber 

hinaus spricht sie sich für eine Vereinfachung des Wahlverfahrens aus. 

Dieses sei bislang langwierig und fehleranfällig und insbesondere für 

kleinere Betriebe schwer zu überblicken. 

 

Jan Grüneberg von der IGBCE spricht sich für eine Beibehaltung der 

Systematik des Betriebsverfassungsgesetzes (BetrVG) bei der 

Abgrenzung der Zuständigkeiten zwischen Konzern-, Gesamt- und 

örtlichem Betriebsrat aus. Örtliche Betriebsräte verfügten aus seiner 

Sicht über eine höhere Legitimation und eine größere Akzeptanz an der 

Basis, die ein Konzernbetriebsrat allein nicht gewährleisten könne. 

 

Aus dem Kreis der Teilnehmenden wird zudem ein Initiativrecht des 

Betriebsrats bei der Einführung und Anwendung technischer Systeme 

gefordert. Kritisch wird außerdem der Vorschlag der Gutachterin 

bewertet, dem Arbeitgeber bei Angelegenheiten der zwingenden 

Mitbestimmung unter bestimmten Voraussetzungen die Möglichkeit 

einer vorläufigen Regelung einzuräumen. Dies wird als 

„Systemwechsel“ und als möglicher „Angriff auf die Mitbestimmung“ 

bezeichnet. „Vorläufige Maßnahmen können leicht zu endgültigen 

werden“, wird hierzu zu bedenken gegeben. 
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Prof. Dr. Clemens Höpfner von der Universität zu Köln wendet sich 

gegen eine Gleichsetzung von Betriebsverfassung und 

Demokratisierung der Wirtschaft. Die demokratische Legitimation des 

Betriebsrats ergebe sich zwar aus seiner Wahl; daraus folge jedoch 

keine verfassungsrechtliche Vorgabe für eine Demokratisierung der 

Wirtschaft. Eine Ausdehnung des persönlichen Anwendungsbereichs 

des BetrVG auf arbeitnehmerähnliche Personen lehnt er ab. 

 

Ein weiterer Teilnehmer äußert sich grundsätzlich kritisch gegenüber 

erzwingbaren Mitbestimmungsrechten nach dem 

Betriebsverfassungsgesetz. Seine zugespitzte Aussage „Nicht § 87 Abs. 

1 Nr. 6 BetrVG ist das Problem, sondern § 87 Abs. 1 BetrVG überhaupt 

ist das Problem“ sorgt für Gelächter im Raum. Er wendet sich 

insbesondere gegen die Auffassung, dass ein Unternehmen neben 

seinen Anteilseignern auch den Beschäftigten oder dem Betriebsrat 

zugeordnet werden könne: „Ein Unternehmen gehört nur den 

Anteilseignern.“ Vor diesem Hintergrund bewertet er die betriebliche 

Mitbestimmung, soweit sie über bloße Anhörungsrechte hinausgeht, 

als zu weitgehend. 

 

Die Gutachterin Prof. Dr.  Schubert stellt klar, dass ihre Vorschläge zu 

Rahmenvereinbarungen und vorläufigen Maßnahmen nicht einseitig 

als Eingriff in die Mitbestimmung verstanden werden sollten. 

Rahmenvereinbarungen gebe es bereits; die ergänzenden Maßstäbe 

der Rechtsprechung seien jedoch bislang nicht hinreichend klar. Mit 

Blick auf eine grenzüberschreitende Betriebsverfassung verweist sie 

zudem auf die Möglichkeit, gesetzliche Regelungen mit Auslandsbezug 

zu schaffen. Die Referentin Reinhard mahnte insbesondere mit Blick 

auf Matrixorganisationen zu mehr gesetzlicher Klarheit. Die 

Bewältigung der damit verbundenen Fragen allein den Arbeitgebern zu 

überlassen, gehe aus ihrer Sicht zulasten der Mitbestimmung. 
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Die weitere Diskussion und Beschlussfassung der Abteilung findet am 17. 

September 2026 statt. 

 


